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Zusammenfassung  
Finanzbildung wird häufig ausschließlich der ökonomischen Bildung zugerechnet, mit der Be-
gründung, nur diese könne das für eine Teilhabe an einer zunehmend finanzialisierten Gesell-
schaft notwendige Handlungswissen vermitteln. Der vorliegende Beitrag argumentiert, (1) dass 
diese monodisziplinäre Verengung der Finanzbildung hinter den Forschungsstand der Verhal-
tensökonomie, aber auch der Wirtschaftssoziologie zurückfällt, (2) dass es sich bei der Begründung 
für diese monodisziplinäre Verengung lediglich um eine Scheinlegitimation handelt und daher (3) 
einer multidisziplinären Verankerung der Finanzbildung nichts entgegensteht.    

1. Einleitung  

Jüngst wird von etlichen Autoren der Wirtschaftsdidaktik nicht nur der Ruf nach 
(mehr) finanzieller Bildung laut (Birke/Seeber 2011; Koch et al. 2011; Reifner 2011), 
sondern es wird mit dieser das Ziel verfolgt, Lernende zu „mündigen Verbrauchern“ zu 
befähigen (Loerwald/Retzmann 2011: 78; vgl. auch Krol/Zoerner 2008: 94f.), also Ler-
nende in die Lage zu versetzen, „sachgerecht“ und „verantwortlich“ in ökonomischen Si-
tuationen zu handeln. Damit werden mögliche Finanzbildungsinhalte per se auf die 
Vermittlung von Handlungswissen reduziert, das es Lernenden erlaubt, in einer beste-
henden Wirtschaftsordnung ihre Ressourcen möglichst effizient einzusetzen. Curricula-
re Vorschläge beziehen sich dementsprechend auf Wissensinhalte, die beispielsweise die 
Absicherung von Lebensrisiken behandeln, die über Möglichkeiten zur Vermögens-
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bildung oder zur Kreditaufnahme informieren sowie eine Übersicht über mögliche Fi-
nanzdienstleistungen geben (Koch et al. 2011: 21ff.; OECD 2013).  

Nun ist das Anliegen nach mehr finanzieller Bildung natürlich prinzipiell – und zu 
Recht – ein streitbares Anliegen (Schürz/Weber 2005; Hedtke 2014c); darum soll es an 
dieser Stelle aber nicht gehen. Vielmehr interessiert, ob die dem obigen Verständnis von 
finanzieller Bildung zugrunde liegenden handlungs- respektive gesellschaftstheoreti-
schen Konzepte disziplinär verengt sind, wenn Handlungssituationen auf das Kosten-
Nutzen-Kalkül reduziert (2.1.), Interaktionssituationen auf Tausch- bzw. Dilemma-
situationen beschränkt (2.2.) und soziale Ordnung – also die kapitalistische Wirtschafts-
ordnung – als die effizienteste und damit auch moralisch überlegene Ordnung verstan-
den wird (2.3.). Wenn dem so wäre, dann fielen sowohl die Bildungsinhalte als auch die 
Bildungsziele einer so verstandenen Finanzbildung hinter den Stand der verhaltensöko-
nomischen, aber auch wirtschaftssoziologischen Forschung zurück. So belegt diese näm-
lich zum einen, dass wirtschaftliche Entscheidungen größtenteils vom Modell der nut-
zenmaximierenden Entscheidung abweichen (Kenning/Wobker 2013) und zum anderen, 
dass für die Ordnung auf Märkten eben gerade nicht zwangsläufig freie Tauschsituatio-
nen charakteristisch sind, sondern Machtasymmetrien und Phänomene strukturell be-
dingter sozialer Ungleichheit (Kraemer 2012). Dann aber kann die kapitalistische Wirt-
schaftsordnung – und konkret: die Soziale Marktwirtschaft – nicht objektiv als die beste 
aller möglichen Wirtschaftsordnungen verstanden werden, sondern muss als eine, immer 
auch anders gestaltbare Wirtschaftsordnung gedeutet werden (Hedtke 2008: 246ff.).1 

Im Fazit wird ein multidisziplinäres Verständnis von Finanzbildung skizziert (3). 
Dazu wird zunächst geprüft, was die oben genannten Autoren dazu veranlasst, Finanz-
bildung ausschließlich der Wirtschaftsdidaktik zuzuschreiben und damit verhaltens-
ökonomisches, aber auch wirtschaftssoziologisches Finanzwissen auszublenden (Bir-
ke/Seeber 2011; Koch et al. 2011). Eine Finanzbildung, die Lernende aber über die Be-
grenztheit rationaler Entscheidungen, über Machtungleichheiten – und eben nicht nur 
Informationsungleichheiten – auf Märkten sowie die begrenzte Steuerbarkeit von Indi-
viduen als auch kollektiven Ordnungen aufklären will, bedarf eines multidisziplinären 
Bildungskonzeptes, das Lernenden – ganz analog zur sozio-ökonomischen Bildung – ei-
ne „reflektierende, kritisch hinterfragende und alternative Ansätze bedenkende Ausei-
nandersetzung mit der Wirtschaftswelt“ ermöglicht (Hedtke 2014b; Zurstrassen 2012).  

2. Die monodisziplinäre Verengung von Finanzkompetenz in der 
ökonomischen Bildung  

Völlig zu Recht werden in der ökonomischen Fachdidaktik die seitens der Finanzindus-
trie herausgegebenen Lehr-Lern-Materialien wie beispielsweise das von der Allianz 
entwickelte Material „my finance coach“ oder die von der Schufa initiierte Plattform 
„Schufa macht Schule“ kritisiert. Moniert werden vor allem die fehlende Transparenz 
der dahinter stehenden (Lobby)interessen, die Einseitigkeit der präsentierten Finanz-
produktarten (z.B. die einseitige Aufwertung privater Altersvorsorgeprodukte bei 
gleichzeitiger Abwertung der gesetzlichen Rentenversicherung) (Hippe 2011) sowie die 
Ausblendung des Problems der Falschberatung infolge von Vertrauensproblemen, In-
formationsasymmetrien und dem Opportunismus der Bankberatungsindustrie (Loer-
wald/Retzmann 2011). Kurz: In Kritik geraten diese, der Finanzdienstleistungsbranche 
nahestehenden Lehr-Lern-Materialien wegen ihrer Verletzung zentraler fachdidakti-
scher Prinzipien wie dem der Kontroversität, der Problemorientierung als auch dem der 
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Handlungsorientierung. In der Folge, so die Autoren, werden die genannten Materialien 
ihrem Selbstanspruch, Lernende zu „mündigen Bürgern“ zu befähigen, nicht gerecht 
(Hippe 2011: 62; Loerwald/Retzmann 2011: 78). Gefordert werden daher alternative 
Konzepte einer finanziellen (Allgemein)Bildung, die die zentralen Bildungsziele ökono-
mischer Bildung – die Befähigung zur Mündigkeit (Autonomie), Tüchtigkeit (Fachkom-
petenz) und Verantwortung – berücksichtigen (Loerwald/Retzmann 2011; vgl. auch Bir-
ke/Seeber 2011; Seeber et al. 2012).  

Aus Sicht einer multidisziplinären sozio-ökonomischen Bildung (Hedtke 2014b) 
greift ein solches Verständnis einer finanziellen Bildung gleichwohl zu kurz. So wird 
hier zwar das einseitige und interessengeleitete Kompetenzverständnis in den o.g. Lob-
bymaterialien zu Recht kritisiert, allerdings selbst mit einem Bildungsziel operiert, das 
Finanzbildung monodisziplinär verengt, nämlich auf das Ziel, Lernende zu „mündigen 
Finanzbürgern“ zu befähigen. Problematisch ist dies nicht nur deshalb, weil die Auto-
ren den Anspruch auf eine finanzielle Allgemeinbildung erheben und damit Lernenden 
infolge ihrer Finanzkompetenz ein gesellschaftliches Teilhabeversprechen in Aussicht 
stellen, sondern weil Finanzbildung damit zu einem (bildungs-)politischen Instrument 
wird, das finanzielle und gesellschaftliche Risiken individualisiert; es wären ja dann die 
Individuen – und eben nicht die Sozialpolitik –, die nicht ausreichend „mündig“ sind, 
um finanzielle Absicherungen treffen zu können. 

Welche Konsequenzen zieht das Bildungsziel eines „mündigen Verbrauchers“ mit 
Blick auf die Finanzbildung nach sich? Prinzipiell adressieren die Bildungsziele der öko-
nomischen Bildung – Mündigkeit (Autonomie), Tüchtigkeit (Fachkompetenz) und Verant-
wortung – drei verschiedene Ebenen, nämlich die Handlungsebene (mikro), die Interak-
tions- bzw. Kommunikationsebene (meso) und die Ordnungs- bzw. Systemebene (makro).  

Mit Blick auf alle drei Bildungsebenen schließen sich aus der Perspektive einer 
multidisziplinären sozio-ökonomischen Bildung kritische Rückfragen an eine so ver-
standene finanzielle Allgemeinbildung an. 

2.1 Kritische Rückfragen: die Handlungsebene 

Beginnen wir auf der Handlungsebene (mikro) mit der Frage, wie sich aus Sicht einer 
ökonomistisch geprägten Finanzbildung Finanz- bzw. Konsumentscheidungen erklären 
lassen, welche Handlungsmodelle hier zugrunde liegen und mit welchem Verständnis 
von „Wissen“ operiert wird. 

So ist zunächst auffällig, dass die ökonomistisch geprägte Finanzbildung voraus-
setzt, dass Handlungsergebnisse – also Konsum- bzw. Finanzentscheidungen – alleine 
dadurch verbessert werden können, dass das zugrunde liegende (Sach-)Wissen vertieft, 
erweitert, kurz: optimiert wird (Birke/Seeber 2011: 176ff.; Seeber et al. 2012: 86ff.). Die-
ses objektivistische Selbstmissverständnis von „Wissen“ ist typisch für erklärende The-
oriebildungsmodelle, die in einer Änderung der situativen Rahmenbedingungen die Ur-
sache für die Änderung individuellen Verhaltens sehen. In der Tat könnte dann die Op-
timierung des Finanzhandelns ursächlich auf eine Verbesserung des Finanzwissens der 
Lernenden zurückgeführt werden. 

Es ist daher auch wenig überraschend, dass diese Finanzbildung mit einem Hand-
lungsmodell operiert, das in der nutzenmaximierenden Entscheidung das alleinige 
Handlungsmotiv sieht. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass man mittlerweile 
von einem ökonomistisch verengten „homo oeconomicus“-Modell Abstand nimmt und 
„Nutzen“ nicht nur individuell-materiell (Geld, Macht oder Prestige) definiert, sondern 
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eben auch kollektiv-psychisch (z.B. eine nachhaltige Lebensqualität) (Hippe 2009: 52; 
Seeber et al. 2012: 97)2.   

Vor dem Hintergrund empirisch forschender Disziplinen wie der Verhaltenswissen-
schaften, aber auch der Wirtschaftssoziologie ist diese monodisziplinäre Verengung auf 
ein Handlungsmotiv problematisch und damit die Annahme, dass Verbraucher ihre Le-
benssituation quasi natürlicherweise verbessern wollten (und dies auch könnten).    

Zunächst unterschätzt dieser handlungstheoretische Zugriff auf Konsum- bzw. Fi-
nanzhandeln, dass Handeln mit Sinnfragen verbunden und nicht nur das Ergebnis ei-
ner rationalen Kosten-Nutzen-Überlegung ist. Damit existieren aber neben dem Hand-
lungsmotiv der Nutzenmaximierung gleichberechtigt weitere Handlungsmotive wie bei-
spielsweise das Motiv der Tradition, der Wertrationalität oder der Emotion, die sich ge-
rade nicht in einen Nutzenbegriff überführen lassen (Hedtke 2014a; Schimank 2002). 

Beeindruckend belegt Sandel (2012) dies am Beispiel von Lebensversicherungen, 
die Unternehmen für ihre Topmanager abschließen können (ebd.: 164ff.). So haben nach 
us-amerikanischem Versicherungsrecht Unternehmen ein „versicherbares Interesse“ 
am Leben ihrer Topmanager, da ihnen im Todesfall erhebliche Transaktionskosten ent-
stehen können (z.B. der Verlust unternehmensspezifischen Wissens oder die Kosten für 
die erneute Personalrekrutierung). In der Folge ist es ihnen gestattet, Lebens-
versicherungen auf ihre Angestellte abzuschließen. Warum erscheint diese Rechts-
praxis aus Sicht der Beschäftigten als „unmoralisch“? Antwort: Ihr Leben wird verob-
jektiviert und zu einer bloßen Handelsware. Sie werden aus ihrem sozialen Kontext 
entbettet und zu Objekten der nutzenmaximierenden Kalkulation. Während nun wert-
rationales Handeln diesen sozialen Kontext stets mitdenkt, reduziert nutzenmaximie-
rendes Handeln soziale Interaktion auf ihren bloßen Tauschcharakter.  

Die dem Bildungsziel eines „mündigen Verbrauchers“ zugrunde liegende Handlungs-
theorie ist allerdings nicht nur wegen ihrer Verengung auf Nutzenmaximierung proble-
matisch, sondern ebenfalls, weil sie prinzipiell unterstellt, dass Handlungen intentionale, 
also bewusste Entscheidungen seien. Dabei machen die empirischen Forschungsergeb-
nisse der Verhaltensökonomie offensichtlich, dass ein Großteil des Konsum- bzw. Fi-
nanzhandelns gar nicht auf bewusste Entscheidungen zurückzuführen ist (Kenning/ 
Wobker 2013). Vielmehr orientieren sich Verbraucher an unreflektierten Handlungs-
routinen und mimetischen Prozessen und zwar gerade nicht infolge eines Mangels an In-
formationen, sondern infolge eines Informationsüberflusses (Kenning/Wobker 2013). 
Demnach genüge es nicht, „fehlende oder falsche Information durch mehr oder bessere 
Informationen zu ersetzen, da die affektiven und kognitiven Fähigkeiten der Verbrau-
cher kontextspezifisch limitiert sind“ (Kenning/Wobker 2013: 286). Damit wird allerdings 
das Ideal, Verbraucher zu „mündigen Verbrauchern“ zu befähigen, aus Sicht der Verhal-
tensökonomik zu einer „wissenschaftlichen und politischen Fiktion“ (ebd.: 287).  

Zum einen begründen sich diese kognitiven Beschränkungen nun durch das Subjekt 
selbst. So sind Verbraucher beispielsweise häufig durch die Anzahl, aber auch die Ähn-
lichkeit der Alternativen überlastet (Reisch/Oehler 2009: 34ff.) oder sie neigen zu kogni-
tiver Dissonanzfreiheit (Kohlert & Oehler 2009: 89ff.), das heißt, sie nehmen selektiv 
nur jene Informationen wahr, die ihrem bestehenden Präferenzsystem nicht widerspre-
chen. Zum anderen sind Verbraucherentscheidungen dadurch „beschränkt“, dass Han-
delnde sozio-kulturell eingebettet sind und sich somit auch Konsum- und Finanzent-
scheidungen am Handeln anderer orientieren. Gerade weil für Finanzentscheidungen 
das „Herdenverhalten“ der Anleger empirisch besonders gut belegt ist und Anleger zur 
Nachahmung kollektiver Trends (Kraemer 2012) als auch dem Anlegerverhalten ihres 
sozialen Milieus (Deutschmann 2008) neigen, muss es überraschen, dass dieses in die 
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Handlungstheorie ökonomistischer Finanzbildungskonzepte bislang noch keinen Ein-
gang gefunden hat. 

Daraus folgt, dass die unterstellte Kausalitätsannahme zwischen einer Verbesse-
rung des Finanzwissens der Lernenden einerseits und einer Optimierung von individuel-
len ökonomischen Entscheidungen andererseits so nicht haltbar ist. Sowohl aus verhal-
tensökonomischer als auch wirtschaftssoziologischer Perspektive lässt sich damit zu-
sammenfassen, dass der Nachweis einer verbesserten finanziellen Handlungskompetenz 
infolge eines umfangreicheren und vertieften individuellen Finanzwissens nicht erbracht 
ist.3 Konsequenterweise kommt die Verhaltensökonomie in ihren politischen Empfeh-
lungen zum Verbraucherschutz daher auch zu dem Fazit, dass eine Verbesserung der 
Verbraucherpolitik eine Verbesserung des institutionellen Verbraucherschutzes (z.B. 
Produkthaftungen auch bei Finanzprodukten) erforderlich mache (Tiffe 2009: 172). 

2.2. Kritische Rückfragen: die Interaktionsebene 

Im Anschluss an das neoklassische Marktverständnis geht die ökonomische Bildung 
davon aus, dass sich jedwede Interaktionssituation als eine freiwillige Tauschhandlung 
verstehen lässt, die nur dann vollzogen wird, wenn sich die Tauschpartner einen Vorteil 
davon versprechen (Seeber et al. 2012: 93ff.). Damit schließen die Autoren konfligieren-
de Interessen zwischen den Tauschpartnern zwar nicht aus (Seeber et al. 2012: 94). 
Entscheidend ist aber, dass auch Tauschpartner mit konfligierenden Interessen eine 
Tauschbeziehung nur dann eingehen, wenn sie davon Vorteile tragen. Dies kann aber 
nur dann der Fall sein, wenn es sich um wechselseitige Abhängigkeiten handelt. Damit 
sind erzwungene Tauschbeziehungen, die sich durch Machtasymmetrien zwischen An-
bietern und Verbrauchern auszeichnen, in der Logik atomistischer, freier Marktakteure 
nicht denkbar. Konsequenterweise folgern die Autoren für die Ziele einer finanziellen 
Allgemeinbildung, dass es genüge, die Informationsasymmetrien zwischen Anbietern 
(z.B. Investmentfonds, Versicherungen, Banken) und Verbrauchern durch eine umfang-
reichere und fundiertere Finanzkompetenz zu minimieren. 

Problematisch ist diese Verengung von Machtasymmetrien auf Informationsasym-
metrien deshalb, weil auf diese Weise die sozial ungleiche Verteilung von Renditechancen 
und Investmentrisiken an Kapitalmärkten völlig aus dem Blick gerät (Kraemer 2012: 
43ff.). So sind nämlich sowohl die Informations- als auch Anlagemöglichkeiten für institu-
tionelle Investoren (Investmentfonds, Versicherungen, Pensionsfonds) als auch für ver-
mögende Privatkunden ungleich höher bzw. profitabler als für durchschnittlich vermö-
gende Anleger. Kraemer sieht daher in der „gleichmachenden ‚Markt‘-Semantik“ (ebd.: 
46) einen Schleier, der die asymmetrischen Beziehungen zwischen unterschiedlichen Ty-
pen von Käufern und Verkäufern, institutionellen Investoren und Geldvermögensbesit-
zern, Gläubigern, Schuldnern und Steuerzahlern verschwinden lässt. Die Verteilung von 
Renditechancen und -risiken ist, so Kraemer (2012), nämlich alles andere als zufällig4 
verteilt, sondern vielmehr regelmäßig ungleich verteilt und zwar in Abhängigkeit der po-
sitionalen Marktchancen der Marktteilnehmer, die sich in ihrem Vermögen, aber auch ih-
ren Informationsvorsprüngen sowie der ihnen zugeschriebenen Reputation begründet 
(ebd.: 48ff.).  

Infolge der sozialen Position der Marktteilnehmer sind allerdings nicht nur die Zu-
gänge zu Informationen ungleich verteilt, sondern ganz prinzipiell die Möglichkeit an 
lukrativen Anlagemöglichkeiten überhaupt teilhaben zu können (Deutschmann 2008). 
So sind in der derzeitigen Niedrigzinsphase Spareinlagen im Vergleich zu alternativen 
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Anlageformen wie beispielsweise Immobilien wenig lukrativ, allerdings setzt der Zu-
gang zu dieser Vermögensform ein Grundvermögen voraus, das Kleinanlegern gerade 
nicht zur Verfügung steht (Grabka/Westermeier 2014) .  

Wenn nun ein Finanzbildungskonzept den Anspruch erhebt, einen Beitrag zur finan-
ziellen Allgemeinbildung zu leisten, sollten die hier skizzierten sozialen Ungleichheiten in 
der Verteilung von Investmentrisiken und -chancen zumindest reflektiert werden. 

2.3. Kritische Rückfragen: die Ordnungsebene 

Drittens beziehen sich die ökonomischen Bildungsziele auf die System- bzw. Ordnungs-
ebene: der „ökonomisch gebildete Mensch versteht, dass das Wirtschaftssystem politisch 
gestaltbar ist und inwiefern es der politischen Ordnung bedarf“ (Birke/Seeber 2011: 
174). Zugrunde liegt hier die Annahme, dass sowohl individuelles als auch kollektives 
Verhalten durch die Setzung von Handlungsanreizen bzw. Handlungssanktionen ge-
steuert werden kann (Seeber et al. 2012: 95). 

Wir haben gegen diese Kausalitätsannahme in zweierlei Hinsicht Bedenken ange-
meldet: Zum einen treffen Marktakteure ihre Entscheidungen weder stets intentional, 
also bewusst, noch haben sie ein „natürliches“ Interesse an der Optimierung ihres Nut-
zens. Vielmehr folgen Verbraucher eben auch traditionalen und wertrationalen Hand-
lungsmotiven (Stehr 2007). Damit ist aber zum zweiten die seitens einer ökonomistisch 
geprägten Finanzbildung unterstellten Kausalannahme zwischen einer Optimierung 
des Finanzwissens und des Finanzhandelns schon alleine deshalb nicht haltbar, weil 
das wirtschaftliche Handeln selbst nicht alleinig den Prinzipien des intentionalen Kos-
ten-Nutzen-Kalküls folgt.  

Diese kritischen Einwände gegen intentionale und nutzenmaximierende Entschei-
dungen haben nun aber mit Blick auf die Erklärung respektive Prognose von Makro-
Phänomenen zur Folge, dass sich das kollektive Verhalten der Wirtschaftsakteure eben 
gerade nicht lediglich durch Anreize bzw. Sanktionen steuern lässt.  

Gerade für den Gegenstand der ökonomischen Bildung und hier: der Finanzbildung 
finden sich etliche empirische Belege, die die Grenzen der Verhaltenssteuerung aufzei-
gen. So wird beispielsweise in der derzeitigen Niedrigzinsphase für Sparbucheinlagen 
argumentiert, dass Bürger doch als Aktionäre „von dem Zinsumfeld [profitieren], das sie 
als Sparer belastet“ (Weidmann 2013); die Folgen der Niedrigzinspolitik demnach also 
auch für Sparer verkraftbar sind. Unterstellt wird dieser Argumentation implizit, dass 
Bürger dem Anreiz höherer Renditemöglichkeiten am Kapitalmarkt „natürlicherweise“ 
folgen und ihr Portfolio um Kapitalmarktprodukte erweitern werden. Das Gegenteil ist 
allerdings der Fall: Wie jüngst eine GfK-Umfrage für den privaten Bankenverband BdB 
herausstellte, ist der Anteil der Bundesbürger, der riskantere Anlagen ablehnt im Ver-
gleich zum Vorjahr sogar von 63 Prozent auf 67 Prozent gestiegen und das obwohl die 
Unzufriedenheit der Bundesbürger mit den Anlagemöglichkeiten steigt (FAZ 2015).  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass ein Finanzbildungskonzept dann zu 
kurz greift, wenn es zur Erklärung kollektiver Handlungsphänomene ausschließlich auf 
den Steuerungsoptimismus kausaler Theoriebildungsmodelle zurückgreift. Vielmehr 
sollte sich Finanzbildung zur Aufgabe machen, auf diese Steuerungsmechanismen auf-
merksam zu machen und Lernende darüber aufzuklären, unter welchen situativen Be-
dingungen sie sich als Verbraucher tatsächlich in ihrem Verhalten steuern lassen. Mit 
Blick auf die Steuerung einer kollektiven Ordnung (also der Wirtschafts- respektive Fi-
nanzordnung) hätte dieser Steuerungsskeptizismus dann die politische Konsequenz, 



Finanzbildung als Teilbereich der ökonomischen Bildung?     511 

dass Lernende nicht lediglich in ihrer Rolle als Verbraucher, sondern vor allem in ihrer 
Rolle als Bürger adressiert würden, die vermittels politischer Wahlentscheidungen oder 
zivilgesellschaftlicher Reaktionen auf die bestehende Finanzordnung Einfluss nähmen; 
dann wäre die finanzielle Allgemeinbildung aber auch Teil der politischen Bildung.  

3. Ausblick: Finanzbildung als Teilbereich der ökonomischen 
Bildung? Plädoyer für eine multidisziplinäre finanzielle Bildung  

Wenden wir uns abschließend der Frage zu, durch welchen Umstand sich die Autoren 
dazu veranlasst und berechtigt sehen, Finanzbildung ausschließlich der ökonomischen 
Bildung zuzurechnen. Es wird sich zeigen, dass es sich bei ihrem Begründungsmuster 
lediglich um eine Scheinlegitimation handelt. Ich plädiere daher für eine multidiszipli-
näre Verankerung der finanziellen Bildung, die die hier vorgebrachten Einwände an ei-
ner ökonomistisch verengten Finanzbildung aufgreift.  

Die originäre Zuständigkeit der Wirtschaftsdidaktik für die Finanzbildung begründet 
sich in der Wahrnehmung der eingangs genannten Autoren (Koch et al. 2011: 19ff.; Retz-
mann 2011) mit einem gesellschaftstheoretischen – und damit auf den ersten Blick analy-
tischen – Argument: den Strukturmerkmalen der modernen Gesellschaft (Reifner 2011; 
vgl. auch Krol/Zoerner 2008: 93, 102, 127). So zeichnen sich moderne Gesellschaften durch 
eine funktionale Differenzierung und damit durch immer dichtere wechselseitige Abhän-
gigkeits- und Konkurrenzbeziehungen aus (Krol/Zoerner 2008: 96ff.; Seeber et al. 2012), 
die aufseiten der Akteure eine „grundsätzliche Orientierung der Entscheidungen an Vor-
teils-, d.h. Kosten-Nutzen-Kalkülen erzwingen (sic!)“ (Krol/Zoerner 2008: 105).  

Für die disziplinäre Zuordnung der Finanzbildung bedeutet dies, dass es die Finanzi-
alisierung der modernen Gesellschaft ist, die eine Zuordnung der Finanzbildung zur Öko-
nomik erforderlich mache (Koch et al. 2011; Loerwald/Retzmann 2011; Reifner 2011). 
Ganz grundsätzlich wird mit dem Begriff „Finanzialisierung“ eine Machtverschiebung zu-
gunsten des Finanzsektors bezeichnet, die zulasten der „produktiven“ Wirtschaftssekto-
ren, der Unternehmen, aber auch der Staaten und der Bürger verläuft (Heires/Nölke 
2011: 38ff.). So prägt der Einfluss der Kapitalmärkte zunehmend den Alltag der Beschäf-
tigten, aber auch der Bürger, wenn ihnen neue und steigende Verantwortlichkeiten wie 
beispielsweise die Altersvorsorge oder die Vermögensbildung aufgebürdet werden (Weber 
2010: 377f.). Infolge dieser Individualisierung gesellschaftlicher Risiken einerseits und der 
„objektiv zunehmenden Bedeutung von Finanzdienstleistungen für die Privaten Haushal-
te“ sowie dem „notwendigen (sic!) Umbau der sozialen Sicherungssysteme“ (Koch et al. 
2011: 20) andererseits, ist eine „Teilhabe an der Sozialen Marktwirtschaft und dem ge-
sellschaftlichen Fortschritt“ (sic!) nur noch unter der Voraussetzung möglich, dass Bürger 
über ein Wissen um den „sinnvollen Gebrauch von Finanzdienstleistungen“ (ebd.) verfü-
gen. Folgerichtig ziehen die Autoren den Schluss, dass sich Finanzbildung im Kern mit 
der Vermittlung von Handlungswissen zur (informationsasymmetrischen) Verbesserung 
der persönlichen Vorsorge, zur Absicherung von Lebensrisiken oder zur Kreditaufnahme 
(Koch et al. 2011; Reifner 2011) befassen sollte. Dieses Handlungswissen fällt nicht nur in 
den originären Zuständigkeitsbereich der Ökonomik, sondern kann zusätzlich den An-
spruch auf „Allgemeinbildung“ erheben (ebd.; Seeber et al. 2012: 67ff.), da es (scheinbar) 
das Teilhabeversprechen an der modernen Gesellschaft einlöst. 

Nun ist diesen gesellschaftstheoretischen Analysen gar nicht prinzipiell zu wider-
sprechen. Sowohl die funktionale Differenzierung als auch die zunehmende Finanziali-
sierung zentraler Bereiche der gesellschaftlichen Ordnung sind empirisch gut doku-
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mentierte Befunde (Heires/Nölke 2011; van der Zwan 2014). Kritische Rückfragen sind 
allerdings dann anzumelden, wenn aus dem gesellschaftlichen Ökonomisierungsdruck 
auf der Ordnungsebene „zwangsläufig“ auf ein Kosten-Nutzen-Kalkül auf der Hand-
lungsebene geschlossen wird (Koch et al. 2011; Krol/Zoerner 2004). Dagegen sprechen 
nicht nur verhaltensökonomische und wirtschaftssoziologische Befunde, sondern viel 
grundsätzlicher die Sinnhaftigkeit sozialen Handelns (Hedtke 2014a: 68ff.).  

So zeigt beispielsweise Schimank (2008) für das unternehmerische Handeln, dass 
ein zunehmender Ökonomisierungsdruck auf Organisationen keinesfalls zwangsläufig 
zu einer (Steigerung) nutzenorientierten Handelns führen muss (ebd.: 230) und unter-
scheidet zwischen dem „Müssen“, dem „Wollen“ und dem „Können“ zu ökonomisiertem 
(sprich: nutzenmaximierendem) Handeln (ebd.: 231). So finden sich beispielsweise Un-
ternehmer, die durchaus über ausreichend Finanzwissen und unternehmerische Befug-
nisse verfügen würden, sich aber gemäß ihres professionellen Ethos „traditionell nicht 
als ‚Manager‘“ (ebd.: 232) verstehen, sondern sich ihrer professionellen Fachidentität 
verpflichtet fühlen. Ihre Antwort auf den Ökonomisierungsdruck ist daher: „Aussitzen“ 
(ebd.). Auch aus Sicht der Beschäftigten führt der betriebliche Ökonomisierungsdruck 
nicht zwangsläufig zu einer Zunahme kalkulierenden und ausschließlich interessegelei-
teten Handelns. Dies belegt Vormbusch (2009) für den subjektiven Umgang der Be-
schäftigten mit Erwerbskarrieren. So ist der subjektive Umgang mit dem neuen Leit-
bild des flexiblen und unternehmerisch agierenden Beschäftigten keinesfalls zwangs-
läufig strategisch, sondern es finden sich ebenfalls Beschäftigte, die sich diesem neuen 
Leitbild aktiv verweigern und ein Modell der Lebensführung wählen, das dem Freizeit-
/Privatleben einen hohen Wert beimisst (ebd.: 290). 

Wenn sich nun aber Handlungsmotive infolge der zunehmenden Ökonomisierung 
moderner Gesellschaften nicht zwangsläufig auf das Kosten-Nutzen-Kalkül verengen, 
so ist es doch aus einer gesellschaftswissenschaftlichen Perspektive von Interesse, unter 
welchen Bedingungen Akteure vom Motiv der Nutzenorientierung (bewusst) abweichen, 
welche Risiken und Nachteile sie in Kauf zu nehmen bereit sind und unter welchen Vo-
raussetzungen sie gar die gesellschaftliche Norm der Nutzenorientierung als Restrikti-
on wahrnehmen, da diese gegen ihre subjektiven Präferenzen und Handlungsmotive 
verläuft. Genau dafür bedarf es aber eines Finanzbildungskonzeptes, das auf allen drei 
Ebenen (mikro-, meso-, makro-) multidisziplinär ausgerichtet ist. Eine multidisziplinäre 
Finanzbildung zeichnet sich dadurch aus, dass sie  

 
(1) erstens plurale Handlungsmotive5 zulässt und die Entstehung subjektiver Präfe-

renzen nicht nur als eine zwangsläufige Folge der Handlungssituation auffasst 
(Hedtke 2014a). Ganz analog zur sozio-ökonomischen Bildung, sieht sich damit 
auch eine multidisziplinäre Finanzbildung vor allem den subjektiven Handlungs-
entwürfen der lernenden Person verpflichtet und berücksichtigt (und akzeptiert) die 
unterschiedlichen Gründe, die Lernende für ihr wirtschaftliches Handeln anführen 
(Hedtke 2014b: 85ff.). Anders als eine ökonomistisch verengte Finanzbildung, setzt 
es sich eine multidisziplinäre Finanzbildung also gerade nicht zum Ziel, Lernende 
zu einer Selbstoptimierung im bestehenden Wirtschaftssystem zu befähigen, son-
dern ihnen vielmehr einen distanziert (selbst-)reflektierenden und kritisch hinter-
fragenden Blick auf ihre eigene sowie die kollektive Wirtschaftsordnung zu ermögli-
chen. Ergebnis einer so verstandenen Finanzbildung kann es folglich also auch sein, 
dass sich Lernende der zunehmenden gesellschaftlichen Ökonomisierung bewusst 
sind und sich von dieser aber – gerade wegen ihres Finanzwissens – in ihrem Han-
deln distanzieren. (mikro) 
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(2) zweitens eine Interaktionstheorie zugrunde legt, die soziale Beziehungen nicht 
zwangsläufig auf Tauschsituationen und „soziale Dilemmata“ reduziert, sondern 
auch Phänomene der sozialen Einbettung oder Machtungleichheit zwischen den In-
dividuen in den Blick nimmt. (meso) 

(3) sich drittens auf eine Gesellschaftstheorie beruft, die die derzeitige Wirkmacht des 
wirtschaftlichen Teilsystems als ein Ergebnis einer gesellschaftlichen Konstruktion 
begreift (Strulik 2012) und damit eben gerade nicht als „natürlicherweise“ gegeben, 
sondern als prinzipiell veränderbar begreift. (makro)  
 

Erst mit diesem multidisziplinären handlungs- und gesellschaftstheoretischen „Rüst-
zeug“ ist eine Finanzbildung möglich, die Finanzwissen nicht auf eine Gestaltungsori-
entierung innerhalb der bestehenden gesellschaftlichen Ordnung verengt, sondern eine 
kritische Reflexion über diese – vorliegend: die Finanzialisierung moderner Gesellschaf-
ten – erlaubt. Erst dann kann das Verhältnis von Gesellschaft und Wirtschaft in den 
Blick genommen werden. Dies bedeutet dann aber für die disziplinäre Verortung der 
Finanzbildung – ganz analog zur ökonomischen Bildung –, dass diese nicht dem alleini-
gen disziplinären Ressort der Ökonomik zugeschrieben werden kann, sondern dass die-
se eine multidisziplinäre Perspektive benötigt (Hedtke 2014b).   

Anmerkungen 
 

1 Freilich ist eine „Bildung zur Sozialen Marktwirtschaft“ (Seeber 2014) trotzdem möglich. Es 
ist dann aber in Rechnung zu stellen, dass dieses Bildungsziel nur normativ begründbar ist – 
etwa weil man der Ordnung der Sozialen Marktwirtschaft politisch nahesteht und Lernende 
für diese sozialisieren möchte – nicht aber mit dem „objektiven“ Verweis, dass die Soziale 
Marktwirtschaft auch moralisch die überlegenere Ordnung darstellt, da sie mit freien 
Tauschsituationen einhergeht und damit Chancengerechtigkeit biete.   

2 Ebenfalls fällt darunter die Sicherung bzw. Steigerung der sozialen Einbindung durch eine 
Stärkung des sozialen Zusammengehörigkeitsgefühls oder durch Formen der sozialen Aner-
kennung (Frey 1997, zit. nach Hippe 2009: 71f.).  

3 Eine parallele Entwicklung findet sich im Übrigen beim Gesundheitswissen: So zeigt Sa-
merski (2013) am Beispiel der genetischen Beratung auf, wie Klienten zunehmend dazu auf-
gefordert werden, sich professionelles Gesundheitswissen anzueignen, um damit als „mündige 
Patienten“ (ebd.: 145) informiertere Entscheidungen zu treffen.  

4 Mit „nicht zufällig“ ist hier gemeint, dass sich die ungleiche Verteilung von Chancen und Risi-
ken nicht mit der Unterschiedlichkeit des Finanzprodukts erklären lässt (es ist unmittelbar 
einleuchtend, dass eine Spareinlage ein geringeres Risiko-, damit aber auch geringeres Rendi-
tepotential birgt), sondern mit der sozialen Position des Marktteilnehmers. 

5 Wenn wir von pluralen Handlungsmotiven sprechen (siehe 2.2.1.), dann wird damit die 
Gleichwertigkeit unterschiedlicher Handlungsmotive bezeichnet (u.a. Tradition, kulturelle 
Verankerung, Altruismus) und nicht die summative Unterordnung dieser unter das Rational-
handlungskalkül. 
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